
Gemeinsam gegen Gemeinsam gegen 
alle Kürzungenalle Kürzungen

Widerstand aufbauen und zusammenfassen!  

   Das Problem heißt Kapitalismus
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www.solidaritaet.info
Telefon: 030 / 247 238 02

E-Mail: info@solidaritaet.info

mehr Infos und aktiv werden unter: Kontakt:

Lange wurden die Berli-
ner*innen im Unklaren da-
rüber gelassen, wie die Lan-
desregierung gedenkt, die 
Haushaltslücken zu füllen. 
Jetzt soll kurz vor Weihnach-
ten kurzer Prozess gemacht 
werden: Eine Drei-Milliar-
den-Euro-Axt wird angelegt. 
Täglich werden die Auswir-
kungen konkreter.

Betroffen sind alle, die auf 
die ohnehin bröckelnde, öf-
fentliche und soziale Infra-
struktur angewiesen sind: 
unmittelbar Beschäftigte, 
Kulturschaffende, Arme, 
Eltern, Studierende und 
Schüler*innen; der Muse-
umsliebhaber und die Park-
spaziergängerin. Jugendli-
che bangen um Jugendclubs, 
Frauen um Schwanger-
s c h a f t s k o n f l i k t b e r a -
tungsstellen, Kolleg*innen 
bei sozialen Trägern um ihre 
Tarifsteigerung bzw. ihren 
Job. Das SPD-Wahlkampf-

• Nein zu allen Kürzungen!
• Massive Investitionen in Bildung, Wohnen, 

Gesundheit, ÖPNV, Kultur, Soziales!
• Drastisch höhere Besteuerung von Unter-

nehmensprofiten, Erbschaften und Vermö-
gen der Super-Reichen!

• Eine einmalige Abgabe von 30 Prozent auf 
das Geldvermögen von Millionär*innen und 
Milliardär*innen!

• Enteignung großer privater Konzerne, an-
gefangen bei Vonovia und Co., unter demo-
kratischer Kontrolle und Verwaltung

• Gemeinsamer Kampf der Gewerkschaften, 
von Kürzungen Betroffenen, linken und so-
zialen Organisationen – Für eine Aktions-
konferenz, um den Widerstand zusammen-
zufassen

Die Sol fordert:Die Sol fordert:



Aktiv werden!

Treffen der Sol:
Montags, 18 Uhr im „Wir im 
Kiez“ Nachbarschaftstreff der 
Volkssolidarität, Koppenstr. 62

Dienstags 18.30 Uhr, Verein 
iranischer Flüchtlinge, Reuter-
str. 52

Oder schreib uns:
info@solidaritaet.info

Messenger: 0176 / 95281421

Versprechen 29-Euro-Ticket 
wird einkassiert, Sozialhilfe-
empfänger*innen sollen für 
ihr Ticket (mindestens) 10 
Euro mehr im Monat zahlen. 

Es stimmt nicht, dass die-
se Kürzungen alternativlos 
wären. Es stimmt nicht, dass 
man sich zwischen Verteue-
rungen des ÖPNV oder Weg-
fall des kostenlosen Mittag-
essens für Schüler*innen 
entscheiden müsste. Das 
Geld ist da, um das zu finan-
zieren, was wir brauchen: 
Statt Kürzungen massive In-
vestitionen in die BVG und 
die S-Bahn, in Bildung und 
Kultur, bezahlbaren Wohn-
raum, in eine Personaloffen-
sive an Schulen, Kitas und 
Krankenhäusern… Nur die 
Regierungsparteien in Bund 
und Land – CDU, SPD, Grüne 
(und die FDP sowieso) – wei-
gern sich die Konzerne und 
Super-Reichen zur Kasse zu 
bitten, für die sie Politik ma-
chen.

Der Immobilienhai Vonovia 
hat nicht einen Cent Grund-
erwerbssteuer gezahlt, als er 
im Share-Deal-Verfahren die 
Deutsche-Wohnen-Bestände 
übernommen hat (die mal öf-
fentliches Gut waren!). Rund 
eine Milliarde Euro – jeder 
dritte Euro, der jetzt gekürzt 
wird – machte das aus. Das 
ist ein Ergebnis der Profitlo-
gik und deshalb ein weiteres 
Argument für Enteignung! 
Mit drastisch höheren Steu-
ern auf Unternehmensprofi-
te und Vermögen der Super-
Reichen wäre es zudem in 
allen Kommunen möglich, 
Investitionen nach Bedarf 
der Mehrheit der Bevölke-
rung sicherzustellen.    

Wenn die Allgemeinheit 
betroffen ist, braucht es all-
gemeinen Widerstand. Die-
se Kürzungen dürfen nicht 
akzeptiert werden. Es ist 
richtig, dass neben Kultur-
schaffenden und sozialen In-
itiativen die Gewerkschaften 
zu ersten Demonstrationen 
aufgerufen haben und eine 
Großdemo im Februar vorbe-
reiten wollen. Zu dieser sollte 
massenhaft in der Stadt, den 
Betrieben, den Schulen und 
Universitäten mobilisiert 
werden. 

Ein Bündnis aus Gewerk-
schaften, Betroffenen, linken 
und sozialen Organisationen 
könnte deutlich machen, 
was die Berliner*innen von 
den Kürzungen halten, und 
zu einer gemeinsamen Akti-
onskonferenz im Januar/Fe-
bruar einladen, um über die 
Auswirkungen der Kürzun-
gen, Möglichkeiten für den 
Widerstand und gemeinsa-
me Forderungen zu beraten.

Die Gewerkschaften könn-
ten deshalb eine entschei-
dende Rolle spielen, weil 
sie hunderttausende Lohn-
abhängige organisieren, die 
diese Stadt am Laufen hal-
ten. Das ist eine potenziell 
gewaltige Kraft. Betriebsver-
sammlungen und Vertrau-
ensleute- bzw. Personal-/
Betriebsrätekonferenzen – 
angefangen in den betrof-
fenen Bereichen – könnten 
darüber diskutieren, wie der 
Kampf gegen die Kürzungen 
organisiert werden kann. Die 
Tarifrunden im Öffentlichen 
Dienst und bei der BVG und 
der Kampf der Kolleg*in-
nen der Charité Facility Ma-
nagement sollten nicht nur 

genutzt werden, um für die 
beteiligten Kolleg*innen or-
dentliche Reallohnerhöhun-
gen zu erkämpfen. Sie könn-
ten auch ökonomischen 
Druck auf städtische Betrie-
be und Verwaltungen aus-
üben – und Kolleg*innen zu 
Protesten gegen Kürzungen 
zu mobilisieren. 

Geschenke für die Reichen 
und Kürzungen für die Mas-
se haben leider System. Der 
Kapitalismus hat uns au-
ßer wiederkehrenden Wirt-
schaftskrisen, einer zerbrö-
ckelnden Infrastruktur und 
sinkenden Realeinkommen 
nichts zu bieten. Die Sol 
kämpft deshalb nicht nur 
gegen die Kürzungen son-
dern auch für eine sozialis-
tische Demokratie, in der die 
Banken und Konzerne in de-
mokratisch kontrolliertem 
und verwaltetem Gemein-
eigentum sind und nicht 
nach Profit sondern Bedarf 
der Mehrheit gewirtschaf-
tet wird. Kämpf’ mit uns für 
solch eine Gesellschaft, denn 
sie wird von Tag zu Tag drin-
gender!


